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1. Offentliche Fragestunde

1.1. - Einflhrung der Gelben Tonne fur die Entsorgung von Leichtverpackungen

- LKW-Verkehr im Stadtteil Wehberg
- Fernwarme am Wehberg

In der offentlichen Fragestunde meldet sich Herr Powierski zu Wort.
Herr Powierski hat zu insgesamt drei Themen Fragen.

1. Einfihrung der Gelben Tonne fir die Entsorgung von Leichtverpackungen

Zu der geplanten Einfiihrung der Gelben Tonne ab dem kommenden Jahr stellt Herr
Powierski folgende Fragen:



a) Wie sehe es aus, wenn die gelbe Tonne von den Kapazitaten nicht ausreichen wirde und
es keine gelben Sacke mehr geben wirde? Wo kdénne dann die restliche Leichtver-
packung entsorgt werden, fiir dessen Entsorgung eigentlich schon beim Einkauf bezahlt

worden sei?

b) Was passiere, wenn STL nicht erneut den Zuschlag fur den Vertrag mit dem DSD erhalten
wirde? Wirden die speziell in diesem Bereich arbeitenden Mitarbeiter dann im
offentlich-rechtlichen Bereich eingesetzt oder wirden diese dann entlassen?

SchlieB3lich wirde immer wieder gesagt, dass fur die Entsorgung von Leichtverpackungen
keine Kosten entstehen wirden.

2. LKW-Verkehr im Stadtteil Wehberg

Herr Powierski teilt mit, dass er bereits im November des vergangenen Jahres Telefonate mit
Mitarbeitern des Fachdienstes Verkehrsplanung und Verkehrslenkung bezlglich der Frage,
was getan werden konnte, dass das Durchfahrtsverbot fir LKWs am Wehberg, die nicht An-
lieger seien, eingehalten wirde.

Hierzu hatte er eine Antwort per E-Mail erhalten, in der der Fachdienst mitgeteilt hatte, dass,
auch im Hinblick auf einen im Jahr 2015 stattgefundenen Termins mit den dort ansassigen
Gewerbetreibenden, kein Anlass gesehen wirde, an der Situation etwas zu andern.

In einem weiteren Telefonat hatte er erneut darauf hingewiesen, dass das Durchfahrtsverbot
nicht beachtet und eine Kontrolle, bei wem es sich nicht um Anlieger handeln wiirde, kaum
erfolgen kdnne. Er hatte in diesem Telefonat vorgeschlagen, die Beschilderung von ,Anlieger
frei“ in ,Lieferverkehr frei“ zu andern, da dies einfacher zu kontrollieren sei. Dies sei in dem
Gesprach abgelehnt worden, da es aus rechtlichen Griinden nicht umsetzbar sei.

Die Verkehrsschilder seien bereits in den 70er Jahren dort aufgestellt worden. Mittlerweile
gebe es am Wehberg insgesamt drei Kindergérten. Es kdnne nicht sein, dass die
schwachsten Verkehrsteilnehmer nicht gegen den Lastwagenverkehr geschiitzt wiirden.
Aufgrund der Ablehnung durch die Verwaltung hatte er der Mitarbeiterin ein Gesprachs-
protokoll zukommen lassen, da fir ihn die Sache hiermit nicht erledigt gewesen sei, und er
eine Grundlage fiir das weitere Vorgehen haben wollte. Von der Verwaltung sei daraufhin die
Aussage gemacht worden, dass an dem Inhalt des Gespraches aufgrund dieses Protokolls
nicht festgehalten wirde.

Er hatte in seinem Schreiben auch darauf hingewiesen, dass, wenn er etwas falsch verstan-
den hatte, die Mitarbeiterin ihn entsprechend informieren mége, damit es eine entsprechen-
de Gesprachsbasis fur den nachsten Schritt geben wirde.

Er stelle hierzu folgende Frage:

Wie sehe es mit der Verbindlichkeit von Aussagen telefonischer Art aus, die Mitarbeiter/
-innen der Stadt Ludenscheid treffen wirden?

Des Weiteren hatte er der Presse entnehmen kdnnen, dass genau die von ihm unter-
breiteten Vorschlage hinsichtlich der Zusatzbeschilderung ,Lieferverkehr frei“ anstelle der
Beschilderung ,Anlieger frei“ nun umgesetzt werden sollten.

Hierzu hatte er folgende Frage:

Bestehe die Mdglichkeit, die Beschilderung ,Lieferverkehr frei dahingehend zu ergénzen,
dass die Lieferungen nur in der Zeit von 6:00 Uhr bis 20:00 Uhr erfolgen durften?



3. Fernwarme am Wehberg

Herr Powierski tragt vor, dass das Fernwarme-Werk am Wehberg von den Stadtwerken
Ludenscheid gekauft worden sei. In den Preislisten sei seit April 2021 auch eine CO2-Steuer
enthalten. Der CO2-Preis, der fur eine Kilowattstunde heiRes Wasser berechnet wirde, sei
ungefahr doppelt so hoch wie beim Erdgas. Bein einem Einsatz von 100 % Erdgas kame nur
52 % heil3es Wasser beim Endnutzer an. Der Wirkungsgrad betriige insgesamt nur rund 52
%. Im Vergleich wiirden andere Heizungsanlagen normalerweise 80 % erreichen.

Er hatte sich aufgrund des schlechten Wirkungsgrades auch unter anderem bereits an die
Stadtwerke Lidenscheid gewandt. Die Stadtwerke hatten ihm bestétigt, dass seine Be-
rechnungen zu dem Wirkungskreis korrekt seien.

Hierzu hatte er folgende Fragen:

a) Setze sich die Stadt Lidenscheid - auch im Hinblick auf das beschlossene Klimapaket -
daflr ein, dass durch technische MaRhahmen eine Verbesserung des Wirkungsgrades
erreicht wiirde?

b) Da die betroffenen Anwohner/-innen am Wehberg keine Alternative zur Fernwarme
hatten, frage er an, ob die Stadtwerke Ludenscheid nicht genau wie Vermieter ver-
pflichtend an der CO2-Bepreisung beteiligt werden kdnnten.

Burgermeister Wagemeyer sagt Herrn Powierski zu, dass seine Fragen schriftlich beant-

wortet wirden.

2. Antrag der Fraktion DIE LINKE. vom 14.01.2022;
Aktuelle Stunde - Spazierganger*innen gegen Coronamaflinahmen

Ratsherr Ersching geht zunéchst auf einzelne Punkte des Antrages der Fraktion DIE LINKE.
ein.

Im Anschluss teilt Erster Beigeordneter Kesseler unter anderem mit, dass die Ver-
sammlungs- und Meinungsfreiheit nach Artikel 5 und 8 des Grundgesetzes - die
Demonstrationsfreiheit - Kerngrundrechte eines demokratischen Landes seien. Die Qualitat
dieser Rechte zeige sich insbesondere dann, wenn die gedul3erten Meinungen weit weg von
denen der Regierung und/oder der Mehrheit der Gesellschaft seien. Die Polizei und die Ver-
waltung hatten bei der Sicherung einer Versammlung und der Abwégung mit anderen
Rechtsgutern dies immer zu berticksichtigen und meinungsneutral die Versammlung zu er-
mdglichen. Bevor er auf die gesellschaftspolitischen Aspekte eingehen wirde, wiirde zu-
nachst Herr Mirmann von der hiesigen Polizei zu dem Thema Versammlungsrecht und zu
den Fragen von Strafbarkeiten berichten.

Herr Mirmann fuhrt aus, dass sich die Veranstaltungslage - wie auch bereits von Ratsherrn
Ersching dargestellt - seit Dezember 2021 verandert hatte. Es gebe mittlerweile ausgepragte
.,Montagsspaziergange®, die alle nicht angemeldet seien. Bei den Veranstaltungen wirden in
der Regel keine Masken getragen. Die teilnehmenden Personen seien rein auf3erlich dem
birgerlichen Spektrum zuzuordnen. Die Stimmung sei freundlich. Er selbst sei bei zwei Auf-
zligen dabei gewesen. Fir die Polizei stellten sich diese Versammlungen nach dem Grund-
gesetz dar. Es handele sich hierbei um eine kollektive Meinungséuf3erung.

Das Versammlungsrecht misse aber auch im Kontext mit dem Grundgesetz gesehen
werden. Die Polizei misse Versammlungen - auch wenn diese nicht angemeldet seien -
schitzen. Seitens der Polizei wirde wahrgenommen, dass gegen die Maskenpflicht bei Ver-
sammlungen verstolRen wirde. Die Polizei sei aber zur Deeskalation durch das Bundesver-
fassungsgericht bei Versammlungen verpflichtet. Hierzu gebe es einschlagige Urteile, unter
anderem das ,Brokdorf-Urteil”. Im Zuge dieser Rechtsprechung wirden wahrend der Ver-



sammlungen sogar Straftaten akzeptiert; die Straftaten wirden aber anschliel3end verfolgt.
Jeder Deutsche hatte das Recht, sich friedlich und ohne Waffen zu versammeln. Einzelne
Straftaten wirden nicht dazu fuhren, dass die gesamte Versammlung unfriedlich sei. Ver-
stbRRe gegen die Maskenpflicht stellten geringfugige Ordnungswidrigkeiten dar, die seitens
der Polizei nicht geahndet wiirden. Zustandig fir die Einhaltung der Regeln gemaf Corona-
schutzverordnung sei die Ordnungsbehdrde. Die Polizei und die Ordnungsbehdrde wirden
eng zusammenarbeiten. Bisher hatte man gute Erfahrungen damit gemacht, die Verstolie
gegen die Maskenpflicht zu akzeptieren, um die gesamte Veranstaltung nicht zu
kriminalisieren.

Zur rechtlichen Bewertung der AuBerungen, insbesondere auf dem Telegram-Kanal, miisse
er an den zusténdigen Staatsschutz verweisen. Der Staatsschutz kiimmere sich um die
Auswertungen und leite die entsprechenden Strafverfahren ein.

Erster Beigeordneter Kesseler stellt dar, dass es aus gesellschaftspolitischer Sicht - auch
wenn die Meinung nicht geteilt wiirde - mdglich sein musse, sich gegen die Coronaregeln im
Wege der Demonstration zu artikulieren. Der Blick tiber Ludenscheid hinaus zeige, dass sich
das Verhalten zu diesem Thema von Woche zur Woche mehr radikalisieren wirde.

Er appelliere an alle, acht zu geben, dass die vertiefende Spaltung der Gesellschaft nicht
auch im Westen zunehmen wirde, wie dies in Ostdeutschland seit einigen Jahren zu be-
obachten sei.

Die Anlehnung an Montagsdemonstrationen sei ein Zeichen, andererseits provoziere es aber
auch. Die Mitte der Gesellschaft wirde sich insbesondere wiederum durch die Nichteinhal-
tung der Maskenpflicht provoziert fuhlen. Das Ziel in Lidenscheid bliebe weiterhin, nicht un-
verhaltnismagig bzw. rechtswidrig in Versammlungen geman Artikel 8 des Grundgesetztes
einzugreifen.

Die Ordnungsbehérde wirde bei gerichtsfesten Erhalt von Identitdten Maskenversto3e bei
Demonstrationen mit Buf3geldern ahnden. Das Ziel, der innere Friede der Gesellschaft solle
nicht aus den Augen verloren gehen. Eine weitere Radikalisierung solle vermieden werden.
Daher sei seine Bitte an alle, sich zu mafigen sowie die Maskenregeln zu beachten. Eben-
falls bate er darum, Versammlungen anzumelden.

Uber das Versammlungsrecht und die Aufgaben der Polizei hinaus stiinde die Verwaltungs-
spitze fur Gesprache zur Verfigung. Gesprache wirden auch insbesondere fiir Personen,
die Versammlungen anmelden wiirden, angeboten.

AbschlieRend teilt Birgermeister Wagemeyer unter anderem mit, dass man sich zu diesem
Thema auch im engen Austausch mit dem Landrat sowie den weiteren Blrgermeister/-innen
im Markischen Kreis befinden wiirde. Der Fokus lage eindeutig bei allen auf Deeskalation.
Des Weiteren musse auch bedacht werden, ob den vier bis sechs bei den Versammlungen
eingesetzten Mitarbeiter/-innen des Ordnungsamtes zugemutet werden kénne, bei einer
Versammlung von rund 500 Personen bei Verstdlien die Personalien aufzunehmen.

Hier befande sich die Stadt Lidenscheid im engen Austausch mit der Polizeibehtérde und mit
dem Innenministerium.

3. Gemeinsamer Antrag der Ratsfraktionen von Blndnis 90/Die Grunen, SPD,
FDP, CDU und Die Linke vom 09.01.2022; Verringerung der Elternbeitrage
im Bereich der Kindertagespflege, Kitas und OGS

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt einstimmig folgenden



Beschluss:

1. Anhebung der Einkommensgrenze auf 35.000 €, so dass Beitragsfreiheit fur Kita und OGS
bis zu einem Einkommen von 35.000 € gilt.
Fur die bestehende Geschwisterkindregelung bedeutet dies, dass Eltern erst ab einem
Jahreseinkommen von 70.000 € Beitrage flir Geschwisterkinder leisten miissen. Auch hier
abzuglich der Verringerung der Beitrage von Punkt 2.

2. Verringerung der Elternbeitrage von 30 € in allen Beitragsstufen. Somit profitieren ein
kommensschwache Haushalte prozentual deutlich starker als einkommensstarkere
Haushalte.

3. Beide Entlastungsvorschlage sollen zum 01.08.22 in Kraft treten und gelten fur Kinder-
tagespflege, Kita und OGS.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 13
4, Stellenplan fur das Haushaltsjahr 2022
4.1. Antrag der Fraktion DIE LINKE. vom 15.11.2021;

Ausschreibung und Besetzung einer Stelle zur Durchfiihrung von Luft-
schadstoff-Screenings

Ratsherr Filippek geht zunachst auf Einzelheiten des Antrages der Fraktion DIE LINKE. ein.
Die Ausschreibung und Besetzung einer solchen Stelle sei nun auch aufgrund des stark er-
hohten Verkehrsaufkommens im Stadtgebiet durch die Sperrung der Rahmedetalbriicke
dringend erforderlich.

Im Anschluss teilt Ratsherr Weiland mit, dass die Behérden gemafl Bundesimmissions-
schutzverordnung verpflichtet seien, aufgrund der Uber 20.000 zuséatzlichen Fahrzeuge, die
taglich die Hauptumleitungsstrecken durch Liidenscheid nutzen wirden, entsprechende
Schadstoffs-Screenings durchzufiihren.

Er wirde sich aber dafiir aussprechen, die Autobahn GmbH aufzufordern, die Mittel fir die
entsprechenden Schadstoff-Screenings bereitzustellen.

Ratsherr Filippek entgegnet, dass die Stelle — wie beantragt — von der Stadt Ludenscheid
eingerichtet werden solle. Man kdnne zwar versuchen, die erforderlichen Mittel von der
Autobahn GmbH einzufordern; er ginge aber nicht davon aus, dass diese bereitgestellt
wirden.

Burgermeister Wagemeyer schlief3t sich den Ausfiihrungen von Ratsherrn Weiland an.
Die Verwaltung befande sich hierzu bereits seit Dezember 2021 im engen Austausch mit
dem Land NRW. Die Verantwortung fur die erforderlichen Messungen lagen nicht bei der
Stadt Ludenscheid.

Ratsherr Vo3 erkundigt sich, ob sich der Haushaltsausgleich auch bei einer Einrichtung der
beantragten Stelle darstellen liel3e.

Beigeordneter und Stadtkdmmerer Haarhaus teilt mit, dass der Haushaltsausgleich fir 2022
schon nicht mehr gelingen wiirde. In den Jahren 2023 bis 2025 wiirde diese Stelle den
Haushaltsausgleich gefahrden.

Ratsherr Stach sieht ebenfalls die Verantwortlichkeiten bei der Autobahn GmbH und bittet
die Fraktion DIE LINKE, den Antrag zurtickzuziehen oder entsprechend umzuformulieren.



Die Fraktion DIE LINKE spricht sich weiterhin fir den Antrag aus.
Burgermeister Wagemeyer lasst daraufhin Giber den Antrag abstimmen.

Der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Lidenscheid lehnt den Antrag mit Stimmen-
mehrheit ab.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 1
Nein-Stimmen: 12
4.2. Stellenplan fur das Haushaltsjahr 2022 / Erster Nachtrag

Vorlage: 273/2021/1

Ratsherr Holzrichter bezieht sich auf die Stelle des Streetworkers (Nr. 32 beim Fach-

dienst Jugendamt — Kinder- und Jugendférderung), die um zwei Jahre bis zum 31.12.2024
verlangert werden solle. Aus Sicht der FDP-Fraktion sei diese Stelle dauerhaft erforderlich.
Auf eine entsprechende Antragstellung wiirde zum jetzigen Zeitpunkt aber verzichtet, da dies
Auswirkungen auf den Haushaltsplan 2025 sowie die folgenden Jahre hatte. Die Verwaltung
mdge aber bei der Aufstellung des Stellenplanes sowie des Haushaltsplanes 2023 diese
Stelle dauerhaft durchfinanzieren und die Befristung aufheben.

Burgermeister Wagemeyer teilt mit, dass die Verwaltung in diesem Bereich ebenfalls eine
unbefristete Stelle fur erforderlich halten wiirde. Der Punkt wiirde entsprechend aufge-
nommen.

Im Anschluss empfiehlt der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Liidenscheid bei einer
Gegenstimme des Ratsherrn Filippek folgenden

Beschluss:
Der Stellenplan fir das Haushaltsjahr 2022 wird beschlossen.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 12
Nein-Stimmen: 1
5. Haushaltssatzung und Haushaltsplan fur das Haushaltsjahr 2022

(einschlieBlich Haushaltssicherungskonzept)
Vorlage: 001/2022

Der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Ludenscheid empfiehlt bei einer Stimment-
haltung des Ratsherrn Filippek folgenden

Beschluss:
Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan fiir das Haushaltsjahr 2022 sowie das Haus-

haltssicherungskonzept 2012-2022 in der fir 2022 fortgeschriebenen Fassung werden be-
schlossen.



Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 12
Enthaltungen: 1
6. Spielplan fur das Kulturhaus in der Spielzeit 2022/2023 - Erméachtigung zu

Vertragsabschliissen in der Zeit 01.08.2022 bis 31.07.2023
Vorlage: 328/2021

6.1. Spielplan fur das Kulturhaus in der Spielzeit 2022/2023 - Erméachtigung zu
Vertragsabschlissen in der Zeit 01.08.2022 bis 31.07.2023/1. Erganzung
Vorlage: 328/2021/1

Der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Lidenscheid empfiehlt einstimmig folgenden
Beschluss:

Die Verwaltung wird erméchtigt, fir das Veranstaltungsprogramm des Kulturhauses, Spiel-
zeit 2022/2023, Vertragsabschliisse fur den Zeitraum 01.08.2022 bis 31.07.2023 schon vor
Beginn der Haushaltsjahre 2022 und 2023 bis zu einer Hoéhe von 369.250 Euro zu tatigen.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 13

7. Langerfristige Geldanlagen aus den Sonderriicklagen fiir den Neubau der
Feuer- und Rettungswache
Vorlage: 336/2021

Der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Ludenscheid empfiehlt einstimmig folgenden
Beschluss:

Die Verwaltung wird erméchtigt, Teilbetrdge der Sonderricklagen Neubau Feuerwehr maxi-
mal bis zu der in der Begriindung aufgefiihrten jeweiligen Héhe tber Laufzeiten von drei
Jahren und mehr anzulegen. Diese Anlagen erfolgen in Orientierung an der Mittelbedarfs-
planung der baulichen MafRnahme und vorbehaltlich der Erzielung als wirtschaftlich einge-
schatzter Konditionen nach MaRRgabe der in der Begriindung ausgefiihrten Erwagungen.

Des Weiteren wird die Verwaltung beauftragt, im Laufe des Jahres 2022 Uber erfolgte bzw.
nicht erfolgte Geschaftsabschlisse zu berichten.
Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 13

8. Antrag der CDU-Fraktion vom 22.11.2021 zur zuklUnftigen Gestaltung des
Haushaltsplans

Burgermeister Wagemeyer tragt die abweichende Beschlussempfehlung des Ausschusses
fur Beteiligungen, Finanzentwicklung und Verwaltungsmodernisierung vom 13.01.2022 vor.



Der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Ludenscheid schlief3t sich dieser Empfehlung an
und empfiehlt einstimmig folgenden

abweichenden Beschluss:

Die Verwaltung wird im Hinblick auf kiinftige Haushaltsplanaufstellungen beauftragt,
a) die Einfuhrung eines digitalen und interaktiven Haushalts zu prifen (siehe Anlage -
Beispiel der Stadt Hattingen).
b) die NKF-Kennzahlen (Steuerquote in %, Zuwendungsquote in %, Aufwands-
deckungsgrad in %, Personalintensitat in % etc.) zu bertcksichtigen.
c) die Einfihrung von Leistungskennzahlen fur Produkte - nur dort wo es sinnvoll und
angebracht ist - unter strategischer Einbindung zu prifen und voranzutreiben.
d) eine deutlichere Herausstellung von Aufwendungen und Ertragen gegentber den
internen Leistungsverrechnungen zu priifen.
Die konkrete Ausgestaltung kinftiger Haushaltsplane wird vom Ausschuss fiir Beteiligungen,
Verwaltungsmodernisierung und Finanzentwicklung begleitet.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 13

9. Bericht zu verkehrlichen Auswirkungen und Mal3Bhahmen im Rahmen der
Vollsperrung der A45
Vorlage: 011/2022

Frau Niggemann-Schulte berichtet, dass sich in der Regel auf der Autobahn taglich 65.000
Kfz bewegen wirden. Nach Aussage der Autobahn GmbH wiirde 60 bis 70 % des Fernver-
kehrs grol3raumig umgeleitet. Dennoch wirden circa 20.000 Fahrzeuge zusatzlich taglich
durch Lidenscheid fahren. Der Anteil der LKWs lage hier bei rund 6.000. Laut SIHK wirden
hiervon rund 1.200 ein Ziel in Lidenscheid ansteuern. Der LKW-Verkehr durch Lidenscheid
musse deutlich verringert werden.

Auch wiirde die enorme Anzahl an PKWs in Lidenscheid dazu fuhren, dass Geschwindig-
keitsbegrenzungen haufig nicht eingehalten wirden und das gesamte Strafl3ennetz in Teilen
Uberlastet sei. Dies hatte unzumutbare Auswirkungen auf alle Bereiche des stadtischen
Lebens.

Anschlieend informiert Frau Niggemann-Schule Uber die bisher umgesetzten Malinahmen
zur Verbesserung der Verkehrssituation.

Weitere MalRnahmen wirden mit dem vorrangigen Ziel erfolgen, den Durchgangsverkehr

— insbesondere den LKW-Verkehr — aus der Stadt fernzuhalten. Ein entsprechendes
weiteres Malinahmenpaket sei gemeinsam mit der Polizei sowie StraRen.NRW entwickelt
worden.

Unter anderem wirden an den Autobahnabfahrten Lidenscheid Nord und Ludenscheid Mitte
grof3e Schilder mit dem Hinweis ,Navi aus — Umleitung folgen“ installiert.

Des Weiteren wiirde die Umleitungs- und Wegweiserbeschilderungen noch weiter optimiert.
Auch sei aus Larmschutzgriinden und zur Homogenisierung des Verkehrs auf der Um-
leitungsstrecke durchgangig Tempo 50 vorgesehen.

Daruber hinaus seien weitere LKW-Durchfahrtsverbote an neuralgischen Punkten geplant.
Hiervon ausgenommen sei der Lieferverkehr.

Die Einhaltung der Durchgangsverbote fir LKWs sowie der Geschwindigkeitsbegrenzungen
wuirden durch die Polizei sowie auch durch das Ordnungsamt vermehrt kontrolliert.
Ebenfalls wirden im Hinblick auf die Navigationssysteme die Mdglichkeiten genutzt, Uber
verschiedene Portale die Restriktionen einzupflegen. Diese wirden den Navigationsdienst-



leistern zur Verfiigung gestellt. In diesem Zusammenhang sei auch das Verkehrsministerium
mit der Bitte angesprochen worden, dies entsprechen zu kommunizieren.

Zu dem Thema ,Larm- und Luftqualitat* sei Gber den Fachdienst Umweltschutz und Freiraum
das Lanuv NRW angeschrieben worden. Das Lanuv hatte der Stadt Lidenscheid eine kurz-
fristige Losung in Aussicht gestellt.

Gepruft wirden noch weitere Geschwindigkeitsbegrenzungen auch im Nachtbereich.

Das angesprochene Baustellenmanagement wirde schon seit einigen Jahren in Zusam-
menarbeit mit StralBen.NRW erfolgen.

Zu den Themen ,Gliter auf die Schiene® und ,Beseitigung der Flutschaden — Volmetalbahn®
sei Kontakt zu den zustandigen Stellen aufgenommen worden. Diese Themen seien auch
auf hoheren Ebenen angekommen und wiirden bereits vorangetrieben.

Den Punkt ,Forderung des Radverkehrs* wiirde der Fachdienst Verkehrsplanung und Ver-
kehrslenkung im Moment gerne zuriickstellen, da diese MaRnahmen aufgrund des hohen
LKW-Verkehrs nicht mit gutem Gewissen gefordert werden kdnnten.

Fur die umfangreichen Verkehrserhebungen sei beabsichtigt, ein Ingenieurbiro zur Unter-
stlitzung hinzuziehen.

Abschlieend weist Frau Niggemann-Schulte darauf hin, dass im Bau- und Verkehrsaus-
schuss regelmaflig Uber Neuigkeiten zur verkehrlichen Situation und auch zum Neubau der
Brucke berichtet wirde.

Im Anschluss weisen Fachbereichsleiter Barwolf und Blrgermeister Wagemeyer darauf hin,
dass es um die Zukunftsfahigkeit der Stadt Lidenscheid sowie der gesamten Region gehen
wirde.

Fachbereichsleiter Barwolf teilt mit, dass die Mdglichkeit bestehen wiirde, Giber ein Blitzgerat
LKWs zu erfassen und anschliel3end die Halter entsprechend anzuschreiben, Diejenigen, die
kein Ziel in Lidenscheid angesteuert hatten, missten ein Bul3geld zahlen. Eine juristische
Prifung hierzu stlinde noch aus.

Burgermeister Wagemeyer teilt ergdnzend hierzu mit, dass er bereits im Dezember 2021 den
zustandigen Stellen vorgeschlagen hatte, eine digitale Plattform zu schaffen, auf der die
Unternehmen ihre Fahrten anmelden kénnten. Bei Abfahrt von der Autobahn wirden die
Nummernschilder der LKWs gescannt. Fir die LKWSs, die kein Zielverkehr seien, wirde eine
entsprechende Maut erhoben. Die Ertrage hieraus kénnten 1:1 in die Infrastruktur zurtick-
flieRen. Dieser Vorschlag sei bisher noch nicht geprift worden.

Um die Einhaltung der Verkehrsregelungen kontrollieren zu kénnen, wirden zusétzliche
Polizeikrafte benttigt. Diese missten vom Innenministerium zur Verfligung gestellt werden.
Auch wolle er noch einmal betonen, dass die Mitarbeiter/-innen des Fachdienstes Verkehrs-
planung und Verkehrslenkung seit dem 02.12.2021 alles tun wiirden, um die Verkehrs-
situation zu verbessern.

Die Anregungen und Ideen, die aus den unterschiedlichen Ratsfraktionen kommen wirden,
seien bereits in weiten Teilen thematisiert worden. Bevor Malinahmen umgesetzt werden
konnten, miussten diese mit StralRen.NRW und der Kreispolizeibehtrde abgestimmt werden.

Zu dem Antrag der CDU-Fraktion hinsichtlich der Kommunikation der Verkehrssituation in
Liudenscheid schlagt Burgermeister Wagemeyer vor, tiber Neuigkeiten oder Veranderungen,
die den innerstadtischen Verkehrsfluss betreffen wirden, transparent tiber die stadtische
Homepage zu informieren.

Des Weiteren informiert Herr Wagemeyer, dass - tber die laufende Berichterstattung im
Bau- und Verkehrsausschuss hinaus - zu diesem Punkt auch in der ndchsten Ratssitzung
am 07.02.2022 berichtet wirde, um dann die Ergebnisse aus dem am 31.01.2022 statt-
findenden Spitzengesprach vorzustellen.



Ratsherr Holzrichter teilt unter anderem mit, dass es begrifl3enswert sei, dass die Rats-
fraktionen Ideen zur Verbesserung der Verkehrssituation einbringen wirden. Er appelliere
aber an alle Ratsmitglieder, darauf zu verzichten Konzepte usw. einzufordern, damit die zu-
standigen Ingenieurinnen und Ingenieure ihrer fachlichen Arbeit nachgehen kénnten.

Er beantrage daher, lber die gestellten Antrage in der heutigen Sitzung nicht abzustimmen,
sondern diese — wie auch bereits in der Sitzung des Rates am 13.12.2021 — in die Ideen-
sammlung aufzunehmen. Zukunftig sei es wiunschenswert, wenn die Anregungen und ldeen
direkt von den einzelnen Fraktionen an die Verwaltung gegeben wiirden.

Im Anschluss informiert Ratsherr Weiland Gber einen heute stattgefundenen Termin mit ver-
schiedenen Liidenscheider Unternehmen. Die Unternehmen hatten — wie auch bereits von
Fachbereichsleiter Barwolf dargestellt — ein grof3es Problem damit, das nicht in Lidenscheid
wohnende Mitarbeiter/-innen aufgrund der langen Fahrzeiten kiindigen wirden. Dies wirde
auch zu einem erheblichen Fach- und Fuhrungskraftemangel fuhren.

Darlber hinaus hatte ein Unternehmen berichtet, dass sie aufgrund der Situation bereits jetzt
bei Beurteilungen von Kunden als Risikolieferant heruntergesetzt worden seien.

Ebenfalls wirden sich die Unternehmen mehr Kommunikation winschen. Diesem Wunsch
kénne aufgrund der angekiindigten Einbindung auf der stadtischen Homepage, entsprochen
werden.

In der weiteren Aussprache spricht sich Ratsherr Kahler fir eine verbesserte Kommunikation
aus. Anlieger und Unternehmen wirden berichten, dass sie auf ihre eingereichten Vor-
schlage kein Feedback bzw. auch keine Bestatigung lber den Eingang erhalten wirden.

Es wéare wiinschenswert, wenn bei der vorgesehenen Informationsplattform auf der
stadtischen Homepage auch eine entsprechende Stichwortsuche vorhanden sei. Dort kénne
dann nachgesehen werden, ob es die Idee gegebenenfalls schon geben wirde oder wie der
aktuelle Bearbeitungsstand sei.

Burgermeister Wagemeyer bittet um Verstandnis, dass die Mitarbeiter-/innen des Fach-
dienstes Verkehrsplanung und Verkehrslenkung nicht zu jeder der eingegangenen An-
regungen ein Feedback geben kénnten. Eine Beantwortung der bisher mehreren hundert
Eingénge sei nicht leistbar.

Nach weiterer Erorterung erkundigt sich Blrgermeister Wagemeyer, ob die Mitglieder des
Haupt- und Finanzausschusses sich dem Antrag von Ratsherrn Holzrichter anschlie3en
wilrden, Uber die Antrage der Ratsfraktionen zu diesem Punkt in der heutigen Sitzung nicht
abzustimmen sowie Uber diese nicht zu debattieren, sondern sie gesammelt an die Ver-
kehrsabteilung weiterzugeben. Teilweise sei auf die Antrdge auch bereits in dem vor-
liegenden Bericht eingegangen worden.

Ratsherr Stach regt an, die verkehrspolitischen Sprecher/-innen der Fraktionen bei Neuig-
keiten zeitnah zu informieren. Hierdurch kdnne gewabhrleistet werden, dass alle Fraktionen
immer den aktuellen Stand hatten.

Blrgermeister Wagemeyer sagt dies zu.

Ratsherr Kahler schléagt vor, in der heutigen Sitzung tiber den gemeinsamer Priifantrag der
Fraktionen CDU, SPD, Biindnis 90 / Die Griinen und FDP vom 24.01.2022 beziiglich des
FuRweges zwischen Gevelndorf und dem Freisenberg abstimmen zu lassen.

Die Mitglieder des Haupt- und Finanzausschusses schliel3en sich diesem Vorschlag an.

Im Anschluss lasst Blrgermeister Wagemeyer zunachst Gber den Antrag von Ratsherrn
Holzrichter abstimmen. Der Haupt- und Finanzausschuss stimmt dem Antrag einstimmig zu.

AbschlielRend nimmt der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Liidenscheid den Bericht
einstimmig zur Kenntnis.



9.1. Antrag der SPD-Fraktion vom 12.01.2022; Erstellung eines Verkehrs-
konzepts infolge der Unbefahrbarkeit der Rahmedetalbriicke

Uber den Antrag erfolgt keine Abstimmung (siehe hierzu Punkt 9).

9.2. Erganzungsantrag der Fraktion DIE LINKE. vom 19.01.2022 zum Antrag der
SPD-Fraktion ,,Erstellung eines Verkehrskonzepts infolge der Unbefahrbar-
keit der Rahmedetalbriicke*

Uber den Antrag erfolgt keine Abstimmung (siehe hierzu Punkt 9).

9.3. Antrag der CDU-Fraktion vom 17.01.2022;
Kommunikation der Verkehrssituation in Lidenscheid

Uber den Antrag erfolgt keine Abstimmung (siehe hierzu Punkt 9).

9.4, Antrag der CDU-Fraktion vom 17.01.2022 zur kontinuierlichen Berichter-
stattung Uber die Verkehrssituation

Uber den Antrag erfolgt keine Abstimmung (siehe hierzu Punkt 9).

9.5. Antrag der SPD-Fraktion vom 20.01.2022;
Wirtschaftsforderung infolge der Unbefahrbarkeit der Rahmedetalbriicke

Uber den Antrag erfolgt keine Abstimmung (siehe hierzu Punkt 9).

9.6. Gemeinsamer Prifantrag der Fraktionen CDU, SPD, Biindnis 90/ Die
Griunen und FDP vom 24.01.2022;
FuRweg zwischen Gevelndorf und dem Freisberg

Der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Ludenscheid fasst einstimmig folgenden
Beschluss:

Die Verwaltung wird beauftragt, die Kosten fir den Bau eines Fu3weges zwischen den
Stadtteilen Freisenberg und Gevelndorf zu ermitteln. Ferner soll der mogliche Verlauf
zwischen den Straften ,Am Ostenhagen® oder ,Siedlungsweg* und ,Kettenberg“ skizziert
werden.

a) Ausschlielich FuRweg
b) Kombinierter Rad- und FulRweg

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 13

10. Beteiligungsbericht 2020
Vorlage: 316/2021

Der Beteiligungsbericht 2020 wird zur Kenntnis genommen.



11. Einfiuhrung der Gelben Tonne fir die Entsorgung von Leichtverpackungen
in der Stadt Ludenscheid ab dem 01.01.2023
Vorlage: 334/2021

Ratsherr Stach bittet um Beantwortung der Fragen von Herrn Powierski in der 6ffentlichen
Fragestunde zu diesem Punkt.

Der Vorsitzende des Werksausschusses STL, Ratsherr Kahler, teilt mit, dass das Volumen
der Gelben Tonnen nicht unterschétzt werden dirfe. In die Tonne passe einiges an Leicht-
verpackungen. Bei Bedarf wiirde auch eine weitere Gelbe Tonne gestellt.

Dariuiber hinaus bestiinde weiterhin die Moglichkeit, den Mll personlich auf dem Werkshof
des STL vorbeizubringen.

Fur die Gelben Tonnen fielen keine Gebuihren an. Diese wirden vom Dualen System ge-
tragen. Der Verbraucher zahle hierflr bereits beim Einkauf mit.

Auf die Frage, was mit dem in diesem Bereich eingesetzten Mitarbeitern passieren wirde,
falls STL nicht den Zuschlag fur den Vertrag mit dem DSD erhalten wirde, kénne gesagt
werden, dass die Ausschreibung alle drei Jahre erfolgen wiirde — unabhangig davon, ob fur
die Gelbe Tonne oder die Gelben Sacke -. Bisher hatte STL immer den Zuschlag erhalten.
Die Gefahr, dass ein externes Unternehmen den Zuschlag erhalten wiirde, hatte es auch
bereits in der Vergangenheit gegeben.

Anschlielend empfiehlt der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Liidenscheid folgenden
Beschluss:

Ab dem 01.01.2023 wird die Nutzung der Gelben Tonne fir die Entsorgung von Leichtver-
packungen fir die Birger/-innen der Stadt Lidenscheid verpflichtend eingeflihrt. Die

Leerung der Behélter erfolgt im vier-wochentlichen Rhythmus.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 13

12. Zustimmung zur Durchfiihrung von Vergabeverfahren der ZGW mit einem
Auftragswert tiber 100.000 €
Vorlage: 002/2022

Der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Ludenscheid fasst einstimmig nachstehenden
Beschluss:
Der Veroffentlichung des in der Vorlage aufgefuhrten Vergabeverfahrens wird zugestimmt.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 13



13. Antrage "Einfihrung eines Mehrweg-Geschirrsystems"

13.1. Alternativ-Antrag der CDU-Fraktion vom 17.01.2022 zum gemeinsamen
Antrag der Fraktionen SPD, Bindnis 90/Die Grinen und FDP; Einflihrung
eines Mehrweg-Geschirrsystems

Ratsherr Holzrichter teilt mit, dass der gemeinsame Antrag der Fraktionen SPD, Blindnis
90/Die Griunen und FDP aufgrund des vorliegenden Alternativantrages der CDU-Fraktion
beim zweiten Spiegelstrich wie folgt geéndert werden solle:

Der Stadt Ludenscheid stehen aus Landesmitteln insgesamt € 114.417,38 zur Verfligung.
Daraus soll die Erstanschaffung der Mehrwegbehalter finanziert werden. Der Restbetrag soll
fur weitere Klimaschutzvorhaben verwandt werden, die die Kriterien der ,Billigkeitsrichtlinie*
erfiillen, z. B. fiir die Einfiihrung eines ,Klimasparbuchs“ (AUK-Beschluss vom 08.12.2021).
Die detaillierte Verteilung beschliel3t der AUK am 23.02.2022 auf Vorschlag der Verwaltung.

Die vorgenommenen Anderungen seien aufgrund der Bedenken der CDU-Fraktion erfolgt.
Hierdurch erhoffe man sich die Zustimmung der CDU-Fraktion zu dem geanderten Antrag.

Ratsherr Weiland fuhrt unter anderem aus, dass sich die CDU-Fraktion damit schwertun
wilrde, Mittel auszugeben, ohne ein Konzept zu kennen. Der Verwaltung aufgrund eines
politischen Beschlusses vorzugreifen, hielte die CDU-Fraktion fir nicht zielfuhrend. Im Aus-
schuss fir Umwelt und Klimaschutz seien seitens des Fachdienstes fur Umweltschutz und
Freiraum bereits verschiedene Ausfihrungen und Ansétze dargestellt worden.

Ratsherr Holzrichter informiert, dass fur die Erstellung eines Konzeptes die Zeit fehlen
wirde, da die Mehrheit der Mittel bis Ende Juni beantragt und abgerufen sowie die
kompletten Mittel bis Ende des Jahres bereits ausgegeben sein missten. Aus diesem
Grunde sei auch in dem gemeinsamen Antrag vorgeschlagen worden, ein Umsetzungs-
konzept von den Fachleuten aus der Gastronomie entwickeln zu lassen.

Ratsherr Weiland teilt hierzu mit, dass die CDU-Fraktion diesen Zeitdruck nicht erkennen
koénne, da die Antragsstellung erst bis zum 30.06.2022 erfolgen musste. Er weise noch
einmal darauf hin, dass der bereits investierten Arbeit der Verwaltung in Projekte und MaR-
nahmen nicht vorgegriffen werden solle.

Ratsherr Kahler erkundigt sich bei dem Klimaschutzbeauftragten der Stadt Liidenscheid,
Herrn Muller, wie er zu den Antragen stehen wiirde.

Herr Mller stellt dar, dass es wichtig sei, die Mittel fir mehrere Mal3nahmen ausgeben zu
konnen. Nach der Billigkeitsrichtlinie seien Mehrfachnennungen von Projekten moglich.
Themen, wie zum Beispiel die nachhaltige Mobilitat und Beschaffungen, seien bereits aufge-
griffen worden. Er personlich wiirde gerne die zur Verfigung stehenden Mittel auf mehrere
Projekte aufteilen. Es handele sich um einen Zuschuss, der fir nicht durchgefuhrte Mal3-
nahmen aufgrund der Corona-Pandemie zur Verfigung gestellt wirde.

Der Fachdienst Umwelt und Klimaschutz sei unter anderem seit zweieinhalb Jahren zu dem
Thema ,Mehrwegbecher” mit der drtlichen Gastronomie im Gesprach.

Aufgrund des geanderten gemeinsamen Antrags der Fraktionen SPD, Bindnis 90/Die
Grinen und FDP bestinde die Moglichkeit, auch weitere Klimaschutzvorhaben umzusetzen.

Im Anschluss lasst Birgermeister Wagemeyer tber den Alternativ-Antrag der CDU-Fraktion
abstimmen.

Der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Lidenscheid lehnt den Antrag mit Stimmen-
mehrheit ab.



Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 5
Nein-Stimmen: 8
13.2. Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD, Blindnis 90/Die Griinen und FDP

vom 13.01.2022;
Einfihrung eines Mehrweg-Geschirrsystems

Der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Ludenscheid empfiehlt bei funf Gegenstimmen
der CDU-Fraktion folgenden

abweichenden Beschluss:

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt / Der Rat beschlie3t die Einfilhrung eines Mehr-
wegsystems flr das AulRer-Haus-Geschaft der Lidenscheider Gastronomie.
Folgende Eckpunkte sollen dabei gelten:

- Es wird ein Umsetzungskonzept durch den 6rtlichen DEHOGA in enger Abstimmung mit
seinen Mitgliedsbetrieben entwickelt. Dieses steht allen Lidenscheider Gastronomiebe-
trieben zur Teilnahme offen.

- Der Stadt Ludenscheid stehen aus Landesmitteln insgesamt € 114.417,38 Euro zur Ver-
fugung. Daraus soll die Erstanschaffung der Mehrwegbehalter finanziert werden. Der Rest-
betrag soll fur weitere Klimaschutzvorhaben verwandt werden, die die Kriterien der ,Billig-
keitsrichtlinie® erflllen, z. B. fir die Einfihrung eines ,Klimasparbuchs” (AUK-Beschluss
vom 08.12.2021). Die detaillierte Verteilung beschlie3t der AUK am 23.02.2022 auf Vor-
schlag der Verwaltung.

- Damit ein betriebsunabhangiges und funktionierendes Kreislaufsystem entsteht, sind ge-
eignete Anreize zur Rickgabe der Behdlter an die teilnehmenden Betriebe zu schaffen, z.B.
durch ein einheitliches Pfandsystem. Die Behélter dirfen nicht wie eine kostenlose Einweg-
verpackung ausgegeben werden.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 8
Nein-Stimmen: 5
14. Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD, Buindnis 90/Die Griinen und FDP

vom 08.01.2022;
Investitionsplan Klimaneutralitat

Der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Ludenscheid empfiehlt bei einer Stimment-
haltung des Ratsherrn Filippek folgenden

Beschluss:
1. Der Rat der Stadt Ludenscheid bekennt sich zu den Klimazielen der Europaischen Union,

der Bundesrepublik Deutschland und des Landes Nordrhein-Westfalen und setzt sich das
Ziel einer treibhausgasneutralen Stadtverwaltung bis zum Jahr 2040.



2. Der Rat der Stadt fordert die Verwaltung auf, bis Ende des 2. Quartals 2023 eine um-
fassende Investitionsplanung zur Umsetzung der Klimaneutralitat der Stadt Lidenscheid
bis zum Jahr 2040 vorzulegen (,,Fahrplan zur Klimaneutralitat Lidenscheid 2040"). Dieser
Plan soll samtliche Liegenschaften im stadtischen Besitz bzw. mit stadtischer Nutzung
umfassen. Auf Grundlage eines Stufenplans erarbeitet die Verwaltung unter Beachtung
des Gebots der Wirtschaftlichkeit fortlaufend konkrete Malinahmen zur Zielerreichung.

3. Die Planung umfasst auch eine kontinuierlich fortzuschreibende Investitionsplanung im
Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung und entsprechend auch eine Darlegung der
Perspektiven zur Zielerreichung nach jeweils aktuellem Kenntnisstand. Ziel ist eine nach
derzeitigem Stand der Wissenschaft und Technik moglichst realistische Ubersicht tiber die
erforderlichen Investitionen, wobei Kategorisierungen je nach méglicher CO2-
Einsparmenge, Verfugbarkeit (insbesondere der Planungsleistungen und Kapazitaten bei
der Realisierung), Wirtschaftlichkeit (Restlaufzeit der bestehenden Technik, Betriebs-
kosten zu beruicksichtigen sind. Uber den Stand der Umsetzung bzw. weitere Planungen
wird die Politik jahrlich informiert.

4. Es sollen dabei auch notwendige Investitionen Berticksichtigung finden, die den Be-
schaftigten der Stadt bzw. den in den Liegenschaften der Stadt arbeitenden Personen
zur Aufrechterhaltung der Mobilitét dienen (z. B. Ladesaulenangebot).

5. Alle in diesem Kontext zur Verfligung stehenden Férdermdéglichkeiten sind auszuschdpfen
und die Politik jahrlich dartiber zu informieren.

6. Fur die Umsetzung werden zunachst Mittel in H6he von 50.000 € in den Haushalt 2022
eingestellt.

7. Die stadteigenen Gesellschaften/die Unternehmen mit mehrheitlicher Beteiligung der Stadt
Lidenscheid werden aufgefordert mit gleichgerichteter Zielsetzung tatig zu werden und
dem Rat jahrlich zu berichten.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 12
Enthaltungen: 1

15. Bekanntgaben, Beantwortung von Anfragen und Anfragen

15.1. Bekanntgaben

Es liegen keine Bekanntgaben vor.

15.2. Beantwortung von Anfragen

15.2.1. Beantwortung der mindlichen Anfrage des Zweiten Stellvertretenden
Burgermeisters Franke in der 6ffentlichen Sitzung des Rates am 13.12.2021;
Quartiersarbeit in Briigge

Die Beantwortung ist der Niederschrift als Anlage 1 beigefugt.



15.3. Anfragen

15.3.1. Schriftliche Anfrage des Ratsherrn Bartsch vom 17.01.2022;
Vorbereitung zur Umsetzung des Klima-Sofort-Programms der Bundes-
regierung im Bereich der Stadt Lidenscheid

Burgermeister Wagemeyer sagt eine Beantwortung der Anfrage entweder in der nachsten
Sitzung des Rates oder fur die nchste Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses zu.

Die Anfrage ist der Niederschrift als Anlage 2 beigefugt.
15.3.2. Mundliche Anfrage des Ratsherrn Weiland zu der noch ausstehenden Be-

antwortung seiner Anfrage zur Umsetzung der Aufstellung von leitungsge-
bundenen Wasserspendern

Ratsherr Weiland erkundigt sich, wann die Beantwortung seiner in der éffentlichen Sitzung
des Haupt- und Finanzausschusses am 29.11.2021 gestellten Anfrage beziiglich einer Um-
setzung der Aufstellung von leitungsgebundenen Wasserspendern erfolgen wirde.

Burgermeister Wagemeyer sagt eine Beantwortung fir die Sitzung des Rates am 07.02.2022

ZU.

15.3.3. Mindliche Anfrage des Ratsherrn Kahler; Geplanter Fu3- und Radweg an
der Heedfelder LandstralRe

Ratsherr Kahler fragt an, wann mit der Errichtung des Fuf3- und Radweges an der Heed-
felder Landstral3e begonnen wirde. Des Weiteren mochte er wissen, in welchem Bereich der
Stral3e der kombinierte Weg entstehen wirde.

Burgermeister Wagemeyer teilt mit, dass der Verwaltung die Planungen von StraRen.NRW
auch nicht bekannt gewesen seien. Die Stadt Liidenscheid wiirde sich bezlglich des Zeit-
planes sowie der genauen Darstellung des Streckenverlaufs mit StralBen.NRW in Verbindung
setzen.

gez. Wagemeyer gez. Kerstin Marré

Vorsitzender Schriftfihrerin



	Anwesenheit
	Name
	Text
	Beschlußvorschlag
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	Zu

